Geſetz- Sammlung 


für die 


des Oberharzes. Vom 14. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


| (Ar. 6854.) Verordnung wegen Regulirung der Holz- und Kohlennutzungen der Einwohner 
{ 
verordnen „auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. J. 


b Die gegenwärtige Verordnung begreift unter dem Ausdrucke Oberharz den 
Bezirk der Berghauptmannſchaft zu Clausthal, wie derſelbe zur Zeit des Erlaſſes 
der Königlich Hannoverſchen Verordnung vom 7. Auguſt 1852. beſtand, mit 
Musſchluß jedoch des jetzigen Amtes Elbingerode. 


PA 

Alle ungemeſſenen, im F. 3. nicht ausgenommenen Berechtigungen der 

Einwohner des Oberharzes in Unſeren Heer auf den Bedarf an Bauholz, 

Biennholz, Nutzholz und Holzkohlen werden aufgehoben, und es treten an ihre 
Stelle lediglich die in Gemäßheit der gegenwärtigen Verordnung fixirten und 
zur Abfindung zu bringenden Rechte. 


$. 3. 

„Die gegenwärtige Verordnung findet keine Anwendung auf ungemeſſene 
Berechtigungen, welcgʒge ö 
1) auf anderen als auf den in den ſogenannten Bergfreiheiten enthaltenen 

ſchriftlichen Verleihungen beruhen, oder | 
2) vertragsmäßig aus ungemeſſenen in gemeſſene Berechtigungen endgültig 

bereits umgewandelt find; 
3) auf die Holzabgabe zu bergbaulichen Zwecken und die Holzkohlenabgabe 
| an Bergſchmieden. 
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. 


\ 


Ausgegeben zu Berlin den 28. September 1867; 


. je: 

Denjenigen Bergwerken, welche feit dem 1. Juli d. J. durch die Berge 

behörde verliehen ſind, oder ſpäter verliehen werden, ſteht eine ſolche Berechtigung 

nicht zu, gleichviel, ob dieſelben auf Eiſenerz oder andere Mineralien ver 

liehen ſind. | 
F. 4. 

Neue ungemeſſene Berechtigungen der Einwohner des Oberharzes, wie “ 


ſolche im $. 2. erwähnt find, können in Zukunft nur durch ſchriftlichen Vertrag 
entſtehen. | 


$. 5. 


Die Fixation, beziehungsweiſe die Feſtſtellung der Abfindungen ſoll, ſoweit 
nicht im Folgenden etwas Anderes beſtimmt iſt, bewirkt werden durch Fixations⸗ 
kommiſſionen, welche zu dieſem Zwecke für jede Gemeinde des Oberharzes zu 
bilden ſind. f 

Kleinere Gemeinden können Behufs Bildung dieſer Kommiſſionen, wo es 
angemeſſen erſcheint, einer benachbarten größeren angeſchloſſen werden. ; 


F. 6. 
Jede Fixationskommiſſion ſoll beſtehen: 


1) aus einem von der Provinzial⸗Auseinanderſetzungsbehörde zu beſtim⸗ 
menden Rechtsverſtändigen, 5 


2) aus einem von der Forſtverwaltung zu beſtimmenden Mitgliede, 


3) aus einem von dem betreffenden Gemeindevorſtande, beziehungsweise 
den mehreren Gemeindevorſtänden zu beſtimmenden Mitgliede, welches 
im Bezirke des Oberharzes ſeinen Wohnſitz haben muß. 


Die Kommiſſionen entſcheiden nach Stimmenmehrheit. 
Dieſelben ſind befugt, zu ihren Geſchäften einen Bauverſtändigen zuzuziehen, 
dem jedoch ein Stimmrecht nicht zuſteht. 


9 7 


Die Fixationskommiſſionen haben für ihren Wirkungskreis die Stellung 
und die Befugniſſe öffentlicher Behörden. 


H. 8. 


In der Befugniß des Fiskus, im Falle der Unzulänglichkeit der Forſt die 
abzugebenden Holzquanta einzuſchränken, wird durch die Fixation der Holzberech⸗ 
tigungen nichts geändert. 9 8 


Il. Ve. 
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II. Berechtigung auf den Bauholzbedarf. 


A. Beſtimmungen über die Fixation der Berechtigung. 


f $. 9. 

Die Berechtigung auf den Bauholzbedarf ſteht den Eigenthümern be⸗ 

. e erblichen Beſitzern der Baulichkeiten als ein davon untrennbares 
echt zu 


zu. 

Die Bauholzberechtigung erſtreckt ſich nur auf diejenigen Gebäude und 
ſonſtigen nach §. 11. sub 2. und 3. denſelben gleich zu behandelnden baulichen 
Anlagen, welche zur Zeit des Erlaſſes der gegenwärtigen Verordnung vorhanden 
find, und zu deren Bedarf bisher eine ſolche Nutzung ausgeübt worden iſt. 

Iſt die Nutzung bei ſolchen Gebäuden und Anlagen nachweisbar nur für 
einen Theil derſelben ausgeübt worden, ſo erſtreckt ſich dieſelbe auch in Zukunft 
nur auf dieſen Theil. 


$. 10. 


Die Bauholzberechtigung begreift dasjenige Fichtenbauholz, welches bei 
eintretendem Bedürſniſe zum Reparatur⸗ und Neubau der betreffenden Baulich⸗ 
beiten in den beim Erlaß der gegenwärtigen Verordnung vorhandenen und in 
HGemäßheit der nachfolgenden Paragraphen näher feſtzuſtellenden und zu beſchrei⸗ 
| benden Dimenſionen und Konſtruktionen erforderlich iſt. 


9. 115 


Die Feſtſtellung des Beſitzſtandes ($. 9.) und des Umfanges der Bauholz⸗ 
berechtigungen ($. 10.), ſowie der etwaigen den Berechtigten nach dem gegen⸗ 
bviürtigen Beſitzſtande obliegenden Gegenleiſtungen an Accidenz und Forſtzins ſoll 

erfolgen vermittelſt Anlegung von Kalgſtern „in welchen, ſoweit die Voraus⸗ 
ſczungen des §. 9. bei ihnen vorhanden find, 


1) ſämmtliche Gebäude nach ihrer Belegenheit, ihren Dimenſionen und 
Konſtruktionen, 


2) die zu den einzelnen Gebäuden gehörigen, Bauholz erfordernden Neben⸗ 
anlagen, als Befriedigungen, Waſſerleitungen, Brunnen, Bottiche, 
Brücken, Uferbauten, i 

3) die etwa vorhandenen, zu beſtimmten Gebäuden nicht gehörigen Anlagen 
der unter 2. bezeichneten Art, | 

4) die vorgedachten Gegenleiftungen in dem dem gegenwärtigen Beſttzer 
obliegenden Umfange 


du verzeichnen find. 


f Die Kataſter ſind von der Forſtverwaltung gemeindeweiſe zu entwerfen 
r. 6854.) 214” und 


za 
und der betreffenden Fixationskommiſſton zu übergeben. Ueber ihre Einrichtung 
hat der Finanzminiſter das Nähere zu beſtimmen. 
K 195 4 
Die Kommiſſion hat den Kataſterentwurf zu prüfen, feftzuftellen und wäh. 
rend einer achtwöchigen Friſt zur Einſicht der Betheiligten öffentlich in den 
Gemeinde auszulegen. 
Die Friſt iſt unter Hinweis auf die Beſtimmungen dieſes Paragraphen in 
ortsüblicher Weiſe öffentlich bekannt zu machen. 


F. 13. 


Bis zum Ablaufe der im F. 12. bezeichneten Friſt ſteht es den Betheiligten 
frei, gegen die Richtigkeit der in den Kataſterentwurf aufgenommenen Eintragungen, 
oder wegen kung e vermeintlich erforderlicher Eintragungen bei der Sie 
tionskommiſſion zu reklamiren. Nach Ablauf dieſer Friſt hat die Kommiſſion 
die von den Betheiligten etwa erhobenen Reklamationen der Forſtverwaltung zur 
Erklärung mitzutheilen. 


i §. 14. | 
In Anſehung derjenigen Holzberechtigungen, wegen deren von den Ber 


theiligten Reklamationen gegen den Entwurf nicht erhoben find, erlangt der lez⸗ 


tere mit dem Ablaufe der Reklamationsfriſt dergeſtalt verbindliche Kraft, daß 4 
Abänderungen deſſelben von keiner Seite weiter verlangt werden können. 9 


§. 15. 


Ueber die erhobenen Reklamationen hat, nach Eingang der Erklärungen ; 
der Forſtverwaltung und nachdem nöthigenfalls die Reklamanten nochmals ge 
hört worden ſind, die Fixationskommiſſion zu entſcheiden. 


$. 16. 


Die mit dieſer Entſcheidung unzufriedene Partei kann Behufs Verfolgung 
ihrer weiter gehenden Anſprüche den Rechtsweg betreten. 

Bei Strafe des Ausſchluſſes müſſen die Klageanträge innerhalb einer von 
dem nicht mit zu rechnenden Tage der Eröffnung oder Zuſtellung an zu berech⸗ 
nenden Friſt von acht Wochen bei dem Gerichte eingereicht werden. 


$. 17. 


Inſoweit das Kataſter dem Vorſtehenden gemäß durch Friſtablauf oder 7 
durch dechtskräftige Entſcheidung der Firationstommiffion beziehungsweiſe det 
Gerichte verbindliche Kraft erlangt hat, dient daſſelbe fortan für die Beurthel 
lung des Vorhandenſeins und der Ausdehnung der Bauholzberechtigung zur aus 
ſchließlichen Grundlage. | 1055 0 

Das ſomit für immer endgültig feſtgeſtellte Kataſter ſoll für Mn 1 
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meinde doppelt ausgefertigt, von der Fixationskommiſſion beglaubigt, demnächſt 
aber das eine Exemplar bei der Forſtverwaltung, das andere bei dem betreffen⸗ 
den Gemeindevorſtand aufbewahrt werden. 


95 18. 


Die Koſten des in den $$. 11. bis 17. angeordneten Kataſtrirungs⸗ 
verfahrens ſind aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. Die Koſten des etwa eintre⸗ 
tenden gerichtlichen Verfahrens ſind denſelben nicht beizuzählen. 


B. Beſtim mungen über die Abgabe des Bauholzbedarfs— 


Fr 


5. 19. 


Der Bedarf an Fichtenbauholz, auf deſſen Befriedigung ſich die Berechti⸗ 
15 nach den Beſtimmungen unter A. erſtreckt, wird den Berechtigten gegen 
Bezahlung der im Kataſter aufgeführten Gegenleiſtungen und der Bereitekoſten, 
. wulle etwaiger Rückerlöhne, nach Selbſtkoſtenpreis in rundem Zuſtande 
(Blöcke, Stämme und Stangen) im Walde verabfolgt. 

Soweit eine Abgabe von Holz zu ſolchen Zwecken ſtattfindet, zu welchen 
bpogenanntes Sägemühlenmaterial zu verwenden ift, iſt die Forſtverwaltung be⸗ 


EP 


fügt, dieſes Holz anſtatt im Walde im geſchnittenen Zuſtande auf der Säge⸗ 


mühle gegen Erſtattung der Fuhrkoſten vom Walde nach der Sägemühle und 
der Herſtellungskoſten zu verabfolgen und anzuweiſen. 


$. 20. 


Die Forſtverwaltung hat durch öffentliche Bekanntmachung allgemein die 

Termine vorzuſchreiben, bis zu welchen die Geſuche um Abgabe von Bauholz 
m jedem Jahre eingebracht werden müſſen. 
f Geſuche, welche nach dieſem Termine eingebracht werden, können, ſofern 
bs ſich nicht um unvorhergeſehen eingetretene dringliche Bedürfniſſe handelt und 
die Holzabgabe noch möglich iſt, worüber allein die Forſtverwaltung, vorbehalt⸗ 
ö lich des Rekurſes an den Finanzminiſter, zu entſcheiden hat, auf Berückſichtigung 
i 


bei der Holzabgabe des betreffenden Jahres keinen Anſpruch machen. 
Die Geſuche find bei dem zuſtändigen Revierforſtbeamten ſchriftlich oder 
zu Protokoll einzubringen und mit den erforderlichen, von einem Zimmermeiſter 
 Amufertigenden Holzanſchlägen, ſowie, wenn ein Neubau in Frage ſteht, den 
- öthigen Grundriſſen, Standriffen und Situationsplänen zu begleiten. 


$. 21. 


g Die Forſtverwaltung hat über das Geſuch zu befinden. Gegen die Ent⸗ 
5 ſcheidung der Forſtverwaltung ſteht dem Abgewieſenen der Rekurs an den Finanz⸗ 
5 te zu und gegen deſſen Entſcheidung der Rechtsweg offen. 5 22 

Or 6854.) 22. 


§. 22. g f 
Soweit die Anforderungen als begründet und zuläffig anerkannt find, it 


von der Forſtverwaltung wegen der Anweiſung des abzugebenden Holzes die 


nöthige Verfügung zu treffen. Die Anweiſun 8 an die Einzelnen in 
einem den Empfangsberechtigten bekannt zu machenden Termine, und zwar für 
die nicht erſchienenen Eipfinzer ohne deren Mitwirkung dadurch, daß der 
anweiſende Forſtbeamte das Holz mit dem Namen des Empfängers bezeichnet. 
Vom Augenblicke der Anweiſung an ſteht das Holz auf Gefahr der Empfänger. 
Daſſelbe muß bei Vermeidung der durch die forſtpolizeilichen Vorſchriften ange⸗ 
drohten Strafe innerhalb der von der Forſtverwaltung allgemein zu beſtimmenden 
Friſten vom Orte der Anweiſung abgefahren werden. 


. 23. 


Das zu beſtimmten baulichen Zwecken abgegebene Holz muß innerhalb 
eines Zeitraums von zwei Jahren, vom Tage der Anweiſung an, dem Zwecke der 
Abgabe gemäß verwandt werden. Die Forſtverwaltung iſt befugt, dieſe Ver⸗ 
wendung zu kontroliren. Erfolgt die anſchlagsmäßige Verwendung innerhalb 
dieſer Friſt nicht, ſo hat der berechtigte Empfänger außer den nach den forſt⸗ 
polizeilichen Vorſchriften verwirkten Strafen den einfachen Werth des Holzes an 
die Forſtverwaltung zu zahlen. ö 


F. 24. 


Bei den Holzanſchlägen (F. 20.) iſt das aus den Gebäuden und Anlagen, 
welche reparirt oder umgebaut werden ſollen, zu gewinnende noch brauchbare 
Bauholz mit zu berückſichtigen. Das zu Bauzwecken untaugliche Holz dieſer Art, 
ſowie die beim Bau nicht brauchbaren Abfälle von dem abgegebenen neuen Bau⸗ 
holz verbleiben dem Berechtigten zur freien Verfügung. 3 


$. 25. 


Soll in Zukunft ein Gebäude, welchem nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes eine Bauholzberechtigung zuſteht, über die im Kataſter verzeichneten 
Dimenſionen hinaus vergrößert oder dergeſtalt umgebaut werden, daß der Bau 

holzbedarf deſſelben dadurch vermehrt werden würde, ſo iſt die desfallſige Abſicht 
von dem Bauherrn bei Vermeidung einer Geldbuße bis zu 10 Rthlr. vor Beginn 
des Baues unter Vorlegung der Pläne bei der Forſtverwaltung zur 1 zu 
1 Ein Anſpruch auf Abgabe von Bauholz für die Exweiterung indet 
nicht ſtatt. 5 


III. Berechtigung auf den Brennholzbedarf. 


$. 26. 


Auf die im Bezirk jeder Gemeinde erfolgende Brennholzabgabe ſteht ds 
Recht der politiſchen Gemeinde zu. Ausgeſchloſſen davon iſt jedoch: 0 d 4 


5 
4 
9 
. 
1 
5 
5 
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8 
0 
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a) die Brennholzabgabe an die im aktiven unmittelbaren Staatsdienſte 
ſtehenden Beamten, einſchließlich der Anterbeamten der fiskaliſchen Werke 
und der Königlichen Behörden, auf welche die gegenwärtige Verordnung 
keinen Bezug hat; d 

b) die Brennholzabgabe für Gebäude, Beamte und Diener der Kirchen⸗ und 


Schulgemeinden, bezüglich deren das Recht der betreffenden Kirchen⸗ 
oder Schulgemeinde zuſteht. 5 


$. 27. 


Die der politiſchen Gemeinde nach $. 26. gebührende Brennholzabgabe 
fol für die Zukunft in einem unveränderlichen, und auch im Falle eines durch 
Zuwachs der Bevölkerung vermehrten Bedarfs nicht zu erhöhenden, in Maltern 
von 80 Kubikfuß Hannöverſchen Maaßes feſtzuſtellenden Averſum beſtehen, welches 
150 iſt der im jährlichen Durchſchnitt in den fünf Jahren vom 1. Juli 1862. 
is dahin 1867. wirklich abgegebenen Malterzahl, mit dem im $. 28. vorge⸗ 


. ſchriebenen Zuſchlage. 


5 §. 28. 
Für den Wegfall der den Einwohnern des Oberharzes bisher geſtatteten 


. e don Raff und Leſeholz, trockenen Stangen, Abraum und Stucken 


wird die im §. 27. bezeichnete Malterzahl um fünf Prozent desjenigen Holzauantums, 


: welches nach desfallſiger Feſtſetzung der Fixationskommiſſion auf den häuslichen 
Bedarf im Gegenſatze zum Bedarf für gewerbliche Zwecke zu rechnen iſt, erhöhet. 


F. 29. 


Die Feſtſtellung der Averſa für die einzelnen Gemeinden ſoll durch die 
Opzfionsfommillionen unter ae Anwendung der in den $$. 11 — 18. ge 
gebenen Vorſchriften, jedoch unter Beobachtung folgender näherer Beſtimmungen 
und Modifikationen, bewirkt werden: 


1) von der Forſtverwaltung find für jede Gemeinde die für die Feſtſtellung 
des Averſi erforderlichen Ueberſichten und Berechnungen aufzuſtellen und 
der Fixationskommiſſion mitzutheilen 


2) dieſelben werden nur dem Gemeindevorſtande unter der Eröffnung mit⸗ 
Ne daß ihm freiſtehe, wen f einer achtwöchigen, vom Tage der 
ittheilung an zu berechnenden Friſt, Einwendungen gegen die Richtig⸗ 

keit derſelben zu erheben. 


$. 30. 
Das feſtgeſtellte Averſum wird alljährlich der betreffenden Gemeinde gegen 


8 Deahlung nur der Bereitekoſten einſchließlich etwaiger Rückerlöhne nach Selbſt⸗ 


koſtenpreis im Walde verabfolgt. Soweit Stuckenholz abgegeben wird, ſoll jedoch 


nicht die wirkliche Auslage an Bereitekoſten, ſondern nur ein Drittel derſelben 


erſtattet werden. Mindeſtens ein Drittel des Averſi ſoll in Scheitholz nach 


(Nr. 6854.) Maaß⸗ 
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Maaßgabe der im Jahresſchlage vorkommenden Holzarten abgegeben werden. 
Unter Scheitholz wird ſolches Holz verſtanden, welches vor dem Spalten am 
dünneren Ende ſechs oder mehr Zoll Hannöverſchen Maaßes im Durchmeſſer hat. 


$. 31. 


Die Abgabe der Averſa beginnt für die einzelnen Gemeinden, für welche ö 
die endgültige Feostſtelung derſelben erfolgt iſt, mit dem auf die Feſtſtellung fol 
genden 1. Oktober. 


§. 32. 


Das dem Vorſtehenden gemäß an jede Gemeinde gelangende Brennholz 
iſt, ſoweit erforderlich, zur Befriedigung des häuslichen Bedarfs alljährlich unter 
die im Gemeindebezirke wohnenden Gemeindeangehörigen, mit Ausnahme der im 
F. 26. sub a. und b. bezeichneten, gegen Erſtattung der gehabten Auslagen und 
Koſten zu vertheilen. Ueber den Maaßſtab der Vertheilung unter die einzelnen 
Gemeindeangehörigen iſt für jede Gemeinde von der Gemeindebehörde unter Lei: 
tung der Obrigkeit ein Regulativ aufzuſtellen, welches der Genehmigung der 
Regierung unterliegt. 

$. 33. 


Die im F. 26. sub b. bezeichnete Brennholzabgabe ſoll ebenfalls nach den 
in den $$. 27. und 29. enthaltenen Grundſätzen und Vorſchriften, jedoch ohne 
den im F. 28. erwähnten Zuſchlag, für jede Kirchen⸗ und Schulgemeinde auf 
ein jährlich abzugebendes Averſum figiet werden. 


$. 34. 
Wegen der Abgabe und Anweiſung des Brennholzes an die berechtigten 


Gemeinden kommen die Vorſchriften in Alinea 2. und 3. des F. 22. zur An 1 
wendung. 3 
$. 35. 


Wer den vorſtehenden Beſtimmungen nach Brennholz für den eigenen 
Bedarf überwieſen erhält, iſt befugt, willkürlich darüber zu disponiren. Dis 
Regierung kann jedoch im Wege der Polizeiverordnung, allgemein oder für ei 
zelne Gemeinden beſonders, die Befugniß zu einer anderen Verwendung des 
Holzes, als zum eigenen Feuerungsbedarf, beſchränken oder aufheben. 


IV. Berechtigung auf den Nutzholzbedarf. 


$. 36. 


Das 5 auf die an gewerbtreibende und ſonſtige Einwohner des Ober⸗ 4 
harzes geleiftete Nutzholzabgabe fteht den politiſchen Gemeinden zu und ſoll duch 
eine an die letzteren zu lesende Kapitalzahlung nach folgenden näheren Bejtin 4 


mungen abgefunden werden. 115 


- un = 


Unter Nutzholz iſt dabei verſtanden, alles an Gewerbtreibende zur Ver⸗ 
rbeitung in ihrem Gewerbe, insbeſondere zur Herſtellung von Geräthen, Ge⸗ 

n u. ſ. w., ferner alles an die Einwohner zur eigenen Verarbeitung und 
erwendung abgegebene Holzmaterial, ohne Unterſchied der Sortimente, mit 
Ausſchluß des zu Bauzwecken oder zum Heizen abgegebenen Holzes. 


8 5 
Behufs der Abfindung iſt zu trennen: 
J) die Nutzholzabgabe an Tiſchler, Büttner, Rademacher und Fenſtermacher, 


2) die Nutzholzabgabe an ſonſtige gewerbtreibende und nicht gewerbtreibende 
Einwohner. 8 


$. 38. 


Bei Berechnung der Kapitalabfindung für die im $. 37. sub 2. bezeich⸗ 
nete Nutzholzabgabe ſoll für jede Gemeinde der Naturalbetrag zum Grunde gelegt 
werden, auf welchen ſich dieſe Abgabe in der betreffenden Gemeinde im Durch⸗ 
ſchnitt der fünf Jahre vom 1. Juli 1862. bis dahin 1867. belaufen hat. Der 
ermittelte Naturalbetrag iſt nach der nachſtehenden Werthtaxe auf eine Geldrente 
zu reduziren, von welcher der nach demſelben Durchſchnitt zu berechnende Betrag 
er a aufgekommenen Zahlungen an Accidenz und Forſtzins in Abzug zu 
bringen iſt. 


Der zwanzigfache Betrag dieſer Rente ſtellt die der betreffenden Gemeinde 
zu gewährende Kapitalabfindung dar. 


Nutzholz- und Kohlentaxe. pro 0 a 
I. Nadelholz. reiner Holzwerth. 
) Fichten Nuthol zz ee 4% 
2) Sägemühlen-Material (gut und ſtarkꝛ 6 


3) Kleine Nutzhölzer, als: doppelte und einfache Latten⸗ 
bäume, Lattenknüppel, Baumſtangen, Hopfenſtangen, 
Bohnenſtangen, Erbſenſtiefel, Wegweiſer, vier, fünf⸗ 
und ſechslachtrige Fahrtenbäume, Karrengeſtellbäume dc. 2 


8 II. Laubholz. 
I) a) Eichen⸗Nutzholz zu Hackeklötzen, Schmiedeklötzen, zu 


, seem 7 
b) Eichen⸗Knüppelholz pro Malter 1 Rthlr. 11 Gr. 
e) Aſtholz - s — dr 


. Jahrgang 1867, (Nr. 6854.) 215 2) Buchen⸗ 


ae 


pro ein Kubikfuß 
Or 
reiner Holzwerth, 
2) Buchenholz, drei- bis achtſpännig Buchen⸗Nutzholz zu 
Rademacherhölzern, zu Hacke- und Schmiedeklötzen 2. 

3) Sonſtiges Laubholz ⸗Nutzhol z 0 ne 
4) Große und kleine Bandſtöckee oe 


III. Kohlen. 
1) Eine Karre Fichtenbaum⸗Knüppel⸗ 


Löhle f 3 Rthlr. 6 Gr. 
2) Eine Karre Fichten⸗Stuckenkohlen. — 18 - 
3) Eine Karre Buchenbaum⸗Knüppel⸗ 

Slikentoh le 1 
4) Eine Karre Fichten- und Buchen⸗Aſt⸗ 
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g. 39. 


Die Kapitalabfindung für die im $. 37. sub 1. bezeichnete Nutzholz⸗ 
abgabe iſt ebenfalls nach den im $. 38. aufgeſtellten Grundſätzen, zunächſt für 
die einzelnen Gemeinden, demnächſt durch Addition der ſo gefundenen Summen 
in einer Geſammtſumme für alle Gemeinden des Oberharzes zu ermitteln. 9 

Der Antheil einer jeden Gemeinde an dieſer Geſammtabfindung beſtimnt 
ſich nach dem Verhältniſſe, in welchem nach dem Ergebniſſe der Vertheilung 
letztvorhergegangener Volkszählung die Einwohnerzahl derſelben zu der Einwoh⸗ 
nerzahl des ganzen Oberharzes geſtanden hat. 5 


. 40. 


Die Feſtſtellung des Betrages dieſer Kapitalabfindungen ($$. 38. und 39) 
ſoll erfolgen durch die Fixationskommiſſionen nach den im F. 29. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften. Die Berechnung der im F. 39. bezeichneten Geſammtabfindungs⸗ 
ſumme auf Grund der im Verfahren vor den Fixationskommiſſionen feftgeftellten 
Spezialſumme für die einzelnen Gemeinden, ſowie die Vertheilung der erſteren 
unter die einzelnen Gemeinden erfolgt durch die Regierung mittelſt eines Be. 
ſchluſſes, gegen welchen unter Ausſchluß des Rechtsweges nur ein Rekurs n 
den Oberpräſidenten zuläſſig iſt, welcher von der ſich beſchwert erachtenden Ge 
en we einer dreiwöchigen Friſt nach Zustellung des Beſchluſſes zu er- 
heben iſt. f A 


$. 41. 
Wegen der Auszahlung der Kapitalabfindungen wird Folgendes beſtimmt: 


1) die Kapitalabfindung für die im $. 37. sub 2. bezeichnete Nutzholz⸗ 
abgabe ſoll für jede Gemeinde, für welche die endgültige Feſtſtellung er⸗ 

folgt iſt, an dem auf die letztere folgenden 2. Januar ausgezahlt werden. 
en a Zeitpunkte an findet eine Nutzholzabgabe dieſer Art nicht 
weiter ſtatt. 


2) die Kapitalabfindung für die im F. 37. sub 1. bezeichnete Nutzholz⸗ 
abgabe ſoll an ſämmtliche Gemeinden gleichzeitig und zwar in vier 
gleichen Raten nebſt fünf Prozent Zinſen des jedesmaligen Rückſtandes 
erfolgen, von welchen die erſte an dem auf die endgültige Feſtſtellung 
der Kapitalabfindung folgenden 2. Januar, jede folgende Rate ein Jahr 
ſpäter fällig iſt. Die Nutzholzabgabe ceſſirt mit dem Fälligkeitstermine 
der erſten Rate. 


$. 2. 


Ueber die den Gemeinden geleifteten Kapitalabfindungen ſteht denſelben 
ie freie Dispofition in gleicher Weiſe zu, wie über das ſonſtige Gemeinde⸗ 


ermögen. : 


V. Berechtigung auf den Bedarf an Holzkohlen. 
H. 43. 


Auf die Holzkohlenabgabe an die im §. 26. sub a. bezeichneten Empfänger 
findet die gegenwärtige Verordnung keine Anwendung. Die Holzkohlenabgabe 
an die im N 26. sub b. Bezeichneten wird nach denſelben Grundſätzen wie die 
Brennholzabgabe an dieſelben fixirt. 


§. 44. 


Dias Recht auf die an gewerbtreibende und fonftige Einwohner des Ober⸗ 
arzes, mit Ausnahme der im $. 43. bezeichneten und der Bergſchmieden, ge⸗ 

iſtete Holzkohlenabgabe ſteht den politiſchen Gemeinden zu, und ſoll durch eine 

en letzteren zu leiſtende Kapitalzahlung abgefunden werden. Es kommen dabei 

Betreff der Grundſätze für die Ermittelung des Abfindungskapitals, ſeine Ver⸗ 

heilung und Auszahlung an die einzelnen Gemeinden, ſowie in Betreff des 
abei zu beobachtenden Verfahrens die Vorſchriften zur Anwendung, welche in 
n a die Abfindung der im F. 37. sub 1. bezeichneten Nutzholzabgabe 
geben ſind. : | en 
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VI. Schlußbeſtimmungen. 


$. 45. 

Der F. 195. der Gewerbe⸗Ordnung vom 1. Auguſt 1847. wird aufgehobe 

Auf den Gewerbebetrieb auf dem Oberharze finden fortan die augen 

W e der Gewerbegeſetzgebung Anwendung. 
$. 46. 


Der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern werden mit Ausführung 
der gegenwärtigen Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 14. September 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


a ne Verordnung) betreffend die Einführung der Preußiſchen Kriegsleiftungsgefeht 
f in den durch die Geſetze vom 20. September 1866. und vom 24. D 
zember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile 
Vom 22. September 1867. 


W. Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. J. i | 

In den durch die Geſetze vom 20. September 1866. (Geſetz⸗ e 

©. 555.) und vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 875. und 876 
mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheilen werden nachſtehende Gefege: 


1) das Geſetz wegen der ET und deren Perg vom 
11. Mai 1851. (Geſetz-Samml. S. 362.), 


2) die Verordnung über das Verfahren bei eintretender 0 


Se De. 
Armee zur Herbeiſchaffung der Pferde durch Landlieferung von 24. Fe⸗ 
bruar 1834. (Geſetz-Samml. S. 56.), 


3) das die Verordnung zu 2. abändernde Geſetz vom 12. September 1855. 
(Geſetz⸗Samml. S. 609.) 


mit folgenden Maßgaben eingeführt. 


„ ä 
Bei Berechnung der Höhe der Vergütungen für die Landlieferungen ($. 6. 


5 des Geſetzes vom 11. Mai 1851.) werden die zehnjährigen Durchſchnittspreiſe 
zum Grunde gelegt: 


1) in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein für die vom Oberprä⸗ 
ſidenten zu bildenden Bezirke, nach den von demſelben für jeden Bezirk 
zu beſtimmenden Hauptmarktorten; 

2) in der Provinz Hannover nach den in Folge der Ablöſungsordnung 
vom 23. Juli 1833. feſtgeſetzten Marktorten für die danach gebildeten 
Preisbezirke, für den Harz nach dem Marktorte Goslar; 

3) in den Regierungsbezirken Kaſſel und Wiesbaden für die gemäß der 
Verordnung vom 22. Februar d. J. gebildeten Kreiſe nach dem von 
dem Oberpräſidenten in jedem Kreiſe zu beſtimmenden Hauptmarktorte. 


§. 3. 


Bis zur definitiven Bildung von Provinzen und Kreiſen, beziehentlich 


bon provinzial⸗, kommunal⸗ und kreisſtändiſchen Vertretungen, und in Schleswig⸗ 


Holſtein bis zur geſetzlichen Regelung der Landgemeinde⸗Verfaſſung, hat der Mi- 


niſter des Innern die zu den einzelnen Kriegsleiſtungen verpflichteten Verbände, 
die mit der Ausführung und mit der Mitwirkung bei der Ausführung zu 


beauftragenden Organe, ferner die Grundſätze zu beſtimmen, nach denen die 
. Heiſtungen innerhalb der verpflichteten Verbände zu vertheilen find, ſowie in 


9 
Be 


Gemeinſchaft mit dem Kriegsminiſter alles ſonſt zur wirkſamen Anwendung der 


borangeführten Geſetze Nöthige anzuordnen. 


$. 4. 
Alle dieſer Verordnung oder den darin angeführten Geſetzen wider⸗ 
ſprechenden Vorſchriften werden außer Kraft geieb 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


| (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Or 6855—6856) (Fr. 6856.) 


N 


me 


(Nr. 6856.) Verordnung / betreffend die Einführung des Geſetzes über die privatrechtliche 
Stellung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 27. Mär 
1867. (Geſetz-Samml. S. 501.) in die Herzogthümer Holſtein und Schles 
wig. Vom 22. September 1867. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


05 


* 
„A 


Das Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und 


Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 27. März 1867. (Geſetz-Samml. S. 501.) 
wird in die Herzogthümer Holſtein und Schleswig mit dem 30. September 1867. 


eingeführt und zwar mit folgenden Abänderungen: 


Sl: 
Die im F. 4. des Geſetzes enthaltenen Worte: 


„Art. 73. des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handels 
geſetzbuche vom 24. Juni 1861.)“ 


fallen fort. 
i §. 2. 
Im dritten Abſatze des F. 10. treten an die Stelle der Worte: 
„dem Einführungsgeſetze vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 4400 
die folgenden Worte: | i 
„der Einführungs⸗ Verordnung vom 5. Juli 1867. (Gefeg - Samm 
S. 1133.)4. 


Das im zweiten Satze des F. 47. enthaltene Wort: 
„kaufmänniſchen“ 
fällt fort. 


An die Stelle der Vorſchriften im erſten und zweiten Abſatze des g. 5 
tritt folgende Beſtimmung: b 


„das Konkursverfahren über das Vermögen der Genoffenfchaft richtet ſich 
nach den für die Herzogthümer Holſtein und Schleswig geltenden all 
gemeinen Vorſchriften.“ 5 = 


„„ 


| 9. 5. 
Inm zweiten Abſatze des H. 54. treten an die Stelle der Worte: 


im Artikel 5. des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetbuche vom 24. Juni 1861.“ 


die folgenden Worte: 


„im den $$. 11. bis 18. der Einführungs⸗Verordnung zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 5. Juli 1867.“ 


Allrkkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden⸗Baden, den 22. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(kr. 6857.) Verordnung, betreffend die Provinziallandſchaften im Gebiete des vormaligen 
. Königreichs Hannover. Vom 22. September 1867. 


i Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


berordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriunis, was folgt: 


8 l. 1. 


, Die Provinziallandſchaften im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover 
bleiben, nach Wegfall der ihnen früher zuſtändig geweſenen weitergehenden Rechte, 
Möbefondere der Mitwirkung bei der Geſetzgebung, ausſchließlich für die Wahr- 
kieehmung kommunaler Angelegenheiten der Landſchaftsbezirke als beſondere Kor⸗ 
borationen unter Aufſicht der Staatsregierung beſtehen. Es verbleibt ihnen hier⸗ 
gach das Recht zur Verwaltung beziehungsweiſe Vertretung des landſchaftlichen 
11 „landſchaftlicher Stiftungen, Inſtitute und Anlagen, ſowie die bis⸗ 
berige Befugniß, den Landſchaftsbezirk unter Genehmigung der Staatsregierung 
init Beiträgen und Leiſtungen für Landſchaftszwecke zu belaſten. 


ER 


\ Die einzelnen Provinziallandſchaften follen fortan die Benennung: „Land⸗ 
(Ar. 68566857) ſchaft ! 
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fate, die bei denſelben beſtellte 
Uhren. 


n Landräthe die Benennung: „Landſchaftsrat 


In den feen d der nachſtehend bezeichneten Landſchaften und Ritt 
ſchaften ſollen folgende Aenderungen eintreten: . 
1) in der Hildesheimſchen Landſchaft iſt den nicht zur Ritterſchaft gehörend 
Grundbeſitzern die Vertretung in einer eigenen Kurie zu gewähren; 
2) in der Osnabrückſchen Landſchaft iſt das Verhältniß der Vertretung in 
der Städtekurie neu zu ordnen, der Geſchäftsgang zu vereinfachen und 
ein Ausſchuß einzurichten; i 7 
: 3) bei der Osnabrückſchen, Hildesheimſchen und Oſtfrieſiſchen Ritterſchaft ift 
ER die Aufnahme neuer geeigneter Grundbeſitzungen unter die Zahl der ritter⸗ 
N ſchaftlichen Güter zu erleichtern. 5 
N Wir wollen die zu dieſem Zwecke erforderlichen näheren Feſtſetzungen nach 
Anhörung der betheiligten Korporationen durch beſondere Erlaſſe anordnen, welche 
durch das Amtsblatt für Hannover veröffentlicht werden ſollen. 
8 F. 4. 

Im Uebrigen können die inneren Verhältniſſe der landſchaftlichen Ko 
porationen demnächſt durch Landſchaftsſtatute näher geordnet und fortgebil 
werden. Solche Statute ſind durch verfaſſungsmäßigen Beſchluß der Korporati 
und nach Anhörung des Provinziallandtages unter Unſerer Genehmigung fe 
zuſtellen. Sie dürfen keine Beſtimmungen enthalten, welche allgemeinen Geſetz 


widerſprechen. 55 
Der Miniſter des Innern wird mit Ausführung dieſer Verordnu 
beauftragt. 8 6 4 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem di 
diefelbe enthaltende Stück der Geſetz Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow 
Gr. zu Eulenburg. 3 


Redigirt im Bürkau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
a (R. v. Decker). 


